
»Der Platzhirsch unter  
den Kommentaren zum ArbGG (…)«. 

Zur Neuauflage
Das Werk ist umfassend neu bearbeitet; die aktuellen Entwick-
lungen zur Digitalisierung der Justiz, der elektronischen  
Akte sowie der Videokonferenztechnik sind berücksichtigt. 
Zuletzt hat das Gesetz vom 22.12.2025 zur Entwicklung und 
Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit 
die Medienöffentlichkeit in Gerichtsverfahren erweitert.

Nicht nur wer für eine bestimmte Frage arbeitsprozessualer 
Art eine Antwort sucht, sondern auch wer tieferschürfend 
systematische Ansprüche hat, wird im Germelmann/Matthes/
Prütting jedenfalls nicht nur fündig werden, sondern auch 
eine kundige Beratung erfahren. Was will man mehr von 
einem guten Kommentar?

fachbuchjournal 01/2023, zur Vorauflage

Der Standardkommentar
ist eine in sich geschlossene Darstellung der jeweiligen  
Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes unter Verwei-
sung auf Kommentierungen zur ZPO. Diese beantwortet auch 
spezielle Fragen und macht vor allem deren Zusammen-
hänge mit dem Zivilprozessrecht deutlich. 

Breiten Raum nehmen daher folgende Darstellungen ein:

	� die Vorschriften über die arbeitsgerichtliche Zuständigkeit
	�  die Besonderheiten im Kosten- und Streitwertrecht
	�  das Güteverfahren und die Befugnisse des Vorsitzenden
	�  die Beweisaufnahme
	�  die Beschleunigung des Verfahrens
	�  die Besonderheiten des Rechtsmittelverfahrens,  

insbesondere die Zulassung der Berufung und die  
Nichtzulassungsbeschwerde
	�  die Zwangsvollstreckung aus arbeitsgerichtlichen Urteilen
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Vorteile auf einen Blick

	� ausführliche Fachliteratur zu Verfahrensfragen

	� umfassendes Stichwortverzeichnis erleichtert 
den Zugang

	� wertvolle Anhänge zu speziellen Schlichtungs-
verfahren

Dipl. Verw.wirt (FH), Datenschutzbeauftragter der Arbeitsgerichtsbarkeit in Schleswig-Holstein,  
Richter am ArbG, Sönke Oltmanns, in: NZA 20/2022, zur Vorauflage
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Entgelttransparenz: Entbürokratisierung um jeden Preis? 

Die Erleichterung war spürbar. Die nationale Umsetzung der Entgelttransparenz-
richtlinie wird auf 2027 verschoben. Wieder eine Berichtspflicht weniger. Wieder et-
was Zeit gewonnen, doch dies ist die falsche Baustelle!  

Es gibt gute Gründe für die Kritik an regulatorischen Lasten. Unterneh-
men dokumentieren, berichten, kontrollieren und dokumentieren erneut. 
Vieles davon ist gut gemeint. Nicht alles ist gut gemacht. Doch nicht jede 
Regulierung ist gleich. Und nicht jede Entbürokratisierung ist kluge  
Politik. Die entscheidende Frage lautet nicht, welche Vorschrift wir ver-
schieben können, sondern welches Problem wir lösen wollen. Genau des-
halb irritiert die aktuelle Debatte. Denn bei der Entgelttransparenz geht 
es nicht um eine weitere Berichtspflicht. Es geht um ein Problem, das seit 
Jahrzehnten bekannt und erstaunlich resistent gegen politische Absichts-
erklärungen ist: ob Frauen und Männer für gleiche oder gleichwertige 
Arbeit gleich bezahlt werden – und ob Unterschiede sichtbar werden. 

Ja, über die Höhe des Gender Pay Gap lässt sich streiten. Sechzehn Prozent unberei-
nigt, sechs Prozent bereinigt. Doch die sechs Prozent sind nicht der harmlose Rest, 
sondern der Teil, der bleibt, wenn man Tätigkeit, Qualifikation und Erwerbsbiografie 
herausrechnet. Auch dieser Wert ist die berühmte mittlere Krankenhaustemperatur: 
ein Durchschnitt, der verdeckt, was im einzelnen Unternehmen sichtbar wird. Dort 
beginnen Männer und Frauen auf vergleichbaren Positionen, doch Unterschiede öff-
nen sich – häufig mit Familiengründung, Eltern- und Teilzeit – und schließen sich 
selten wieder. Selbst wo Tarifverträge gleiche Spielregeln versprechen, lohnt der Blick 
auf Leistungszulagen oder die Spielräume bei der Eingruppierung gleichwertiger Tä-
tigkeiten. 

Dabei reden wir über Aufschub, während einem Land strukturell die Arbeitskräfte 
ausgehen. Wir diskutieren über Fachkräftemangel, Zuwanderung und längere Le-
bensarbeitszeiten – und behandeln die faire Entlohnung von Frauen als Randthema. 

Das deutsche Entgelttransparenzgesetz von 2017 sollte diese Transparenz schaffen. 
Sein Auskunftsanspruch wurde kaum genutzt und hat am Befund wenig geändert – 
zu wenig Transparenz, zu wenig Wirkung, zu wenig Konsequenzen. Dass das natio-
nale Instrument so wenig bewegt hat, erklärt jedenfalls, warum der europäische Ge-
setzgeber weiteren Handlungsbedarf gesehen hat. Die Verschiebung löst keines dieser 
Probleme – im Gegenteil. Die Umsetzungsfrist ist am 7.6.2026 abgelaufen; seither ist 
das geltende Recht richtlinienkonform auszulegen. Unabhängig davon hat das BAG 
die Hürden für Entgeltgleichheitsklagen kraft Primärrechts einmal mehr gesenkt: Ein 
einziger besser bezahlter Kollege genügt, um die Vermutung einer Benachteiligung 
auszulösen; widerlegen muss sie der Arbeitgeber (BAG NZA 2026, 192). Unterneh-
men gewinnen mit dem Aufschub keine Zeit. Sie gewinnen nur weniger Klarheit. 

Natürlich braucht Deutschland weniger Bürokratie. Aber wir sollten unterscheiden 
zwischen Regelungen, die vor allem Prozesse produzieren, und solchen, die reale 
Probleme adressieren. Die Verschiebung beantwortet diese Frage nicht. Sie vertagt 
sie nur. Aufgeschoben ist eben nicht aufgehoben. 

Rechtsanwalt Dr. Jochen Wallisch, München 


